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Zur Kommentierung 

Zu den einzelnen Regelungsinhalten wird im Folgenden kommentiert. Sofern keine Anmerkungen getätigt werden, 
wird die Regelung durch die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) begrüßt oder sie sieht die Interessen der 
Vertragsärzte und -psychotherapeuten durch die Regelung nicht betroffen beziehungsweise steht dem 
Regelungsvorschlag neutral gegenüber. 

Aus Gründen der Lesbarkeit wurde meist nur eine Form der Personenbezeichnung verwendet. Hiermit sind auch alle 
anderen Formen gemeint. 

 

 

 

KOMMENTIERUNG  

ARTIKEL 10 (ÄNDERUNG DES GESETZES ÜBER KOSTENSTRUKTURSTATISTIK) 

§ 3 

Beabsichtigte Neuregelung 

Streichung des Absatz 2 in der bisherigen Fassung. 

Bewertung 

Die Kassenärztliche Bundesvereinigung und der GKV-Spitzenverband entwickeln als Trägerorganisationen des 
Bewertungsausschusses gemäß § 87 Absatz 1 SGB V gemeinsam den Einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) und 
legen damit den Inhalt der ambulant abrechnungsfähigen Leistungen und ihr wertmäßiges, in Punkten 
ausgedrücktes Verhältnis zueinander fest. Grundlage hierfür sind die §§ 87 Absatz 2 bis 2d SGB V, in denen die dem 
Bewertungsausschuss vom Gesetzgeber übertragenen Aufgaben ausführlich geregelt sind. 

Für die vom Bewertungsausschuss zu treffenden Entscheidungen zur Bewertung der ärztlichen Leistungen ist eine 
Datenbasis mit Informationen über die Einnahmen, Aufwendungen und Reinerträge der Praxen der 
niedergelassenen Vertragsärztinnen und Vertragsärzte sowie psychologischen Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten in der aktuell vorliegenden Informationstiefe unverzichtbar. Gemäß § 87 Absatz 2 Satz 4 erster 
Halbsatz sind als Grundlage „die vom Statistischen Bundesamt nach dem Gesetz über die Kostenstrukturstatistik bei 
Arzt- und Zahnarztpraxen sowie bei Praxen von psychologischen Psychotherapeuten erhobenen Daten der 
Kostenstruktur“ zu verwenden.  

Sofern eine Streichung des Absatz 2 umgesetzt würde, fehlte dem Bewertungsausschuss zukünftig insbesondere die 
Differenzierung der Daten nach Fachgruppen, Versorgungsbereichen und Praxisformen. In diesem Fall würde § 87 
Absatz 2 Satz 4 zweiter Halbsatz Anwendung finden müssen, nach dem „ergänzend […] sachgerechte Stichproben bei 
vertragsärztlichen Leistungserbringern verwendet werden“ können. Im Gegensatz zu den vom Statistischen 
Bundesamt erhobenen Daten wären die hierfür vom Bewertungsausschuss zu initiierenden Kostenerhebungen 
jedoch nicht verpflichtend, für die Entscheidungsfindung aber zwingend notwendig. Die hiermit einhergehenden 
bürokratischen Aufwände für die Praxisinhaber ständen in keinem Verhältnis zu den mit dem Ziel des Rückbaus 
nationaler Berichtspflichten vorgesehenen Reduktion bürokratischer Lasten. Vielmehr würde sich der Aufwand 
erhöhen: Die Kostenstrukturerhebung wird in verringerter Form weiterhin bestehen, zusätzlich würde die o. g. 
gesetzliche Regelung den Bewertungsausschuss zu einer zusätzlichen Datenerhebung verpflichten. 
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Für das Gesetz über Kostenstrukturstatistik sind zudem die Besonderheiten des dual finanzierten deutschen 
Gesundheitssystems gegenüber anderen Ländern der EU zu beachten. Vorgaben, die sich aus EU-einheitlichen 
Grundsätzen ergeben, berücksichtigen beispielsweise nicht die Unterscheidung von Einnahmen nach 
unterschiedlichen Kostenträgern (gesetzliche und private Krankenversicherung sowie gegebenenfalls weitere 
Einnahmen) sowie die derzeit durch das Statistische Bundesamt vorgesehene detaillierte Unterscheidung der 
Ausgaben nach Kostenarten.  

 

  

Streichung des Artikel 10; Beibehaltung der aktuellen Fassung von § 3 des Gesetzes über 
Kostenstrukturstatistik 
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Die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) vertritt die politischen Interessen der rund 192.000 an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärzte 

und Psychotherapeuten auf Bundesebene. Sie ist der Dachverband der 17 Kassenärztlichen Vereinigungen (KVen), die die ambulante medizinische 

Versorgung für 73 Millionen gesetzlich Versicherte in Deutschland sicherstellen. Die KBV schließt mit den gesetzlichen Krankenkassen und anderen 

Sozialversicherungsträgern Vereinbarungen, beispielsweises zur Honorierung der niedergelassenen Ärzte und Psychotherapeuten sowie zum 

Leistungsspektrum der gesetzlichen Krankenkassen. Die KVen und die KBV sind als Einrichtung der ärztlichen Selbstverwaltung Körperschaften des 

öffentlichen Rechts. 
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